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Landtag Nordrhein-Westfalen 
Referat I.A.2 / AGS 
z.H. Frau Susanne Stall 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 

Per Email: AGS@landtag.nrw.de 
 
Der Verband der Bau- und Rohstoffindustrie e.V. (vero) vertritt die Interessen 
von rund 700 Unternehmen und Gesellschaften aus allen Zweigen der Baustoff- 
und Rohstoffindustrie. In über 1.000 Betrieben produzieren unsere 
Mitgliedsunternehmen Kies, Sand und Naturstein, Quarz, Naturwerksteine, 
Transportbeton, Asphalt, Betonbauteile, Werkmörtel und Recyclingbaustoffe.  
 
Der Fachverband Ziegelindustrie e.V. vertritt die Interessen der nordrhein-
westfälischen und niedersächsischen Ziegelindustrie. Die 
Mitgliedsunternehmen produzieren an regionalen Standorten hochwertige 
Mauerziegel, Dachziegel und Pflasterklinker. Mit qualifizierten Beschäftigten 
bilden sie das Rückgrat einer stabilen regionalen Wertschöpfungskette Bau und 
sichern die Versorgung mit nachhaltigen, klimaresilienten Baustoffen für 
Wohnungsbau und Infrastruktur. Als überwiegend mittelständisch geprägte 
Branche steht die Ziegelindustrie für regionale Verankerung und stabile 
Arbeitsplätze. 
 
Schriftliche Anhörung von Sachverständigen des Ausschusses für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – „300.000 Arbeitsplätze in der 
Wertschöpfungskette der chemischen Industrie in NRW in Gefahr – 
Anpassungen des CO2-Zertifikatehandels sind jetzt notwendig“  
Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 18/17448 
 
Sehr geehrte Frau Stall, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der vorliegende Antrag der SPD-Fraktion zur Anpassung des europäischen 
CO₂-Zertifikatehandels (EU-ETS I) greift zentrale Herausforderungen der 
energie- und emissionsintensiven Industrie in Nordrhein-Westfalen auf.  
 
Auch wenn der Antrag formal auf die chemische Industrie fokussiert, adressiert 
er mit dem EU-ETS I ein Instrument, das für zahlreiche energie- und 
CO₂-intensive Branchen gleichermaßen wirksam ist. Damit besteht eine 
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mittelbare, aber erhebliche Betroffenheit auch für weitere mineralische 
Grundstoffindustrien, insbesondere für die heimische Ziegel- und 
Kalkindustrie, weshalb wir im Folgenden Stellung nehmen. 
 
Aus Sicht der rohstoffgewinnenden und -verarbeitenden Industrie ist daher 
schon als Ausgangspunkt festzuhalten, dass die im Antrag beschriebenen 
Problemlagen nicht auf die chemische Industrie begrenzt sind. Vielmehr 
betreffen steigende Energie- und CO₂-Kosten, verschärfte 
Wettbewerbsbedingungen und zunehmende Unsicherheiten bei 
Investitionsentscheidungen in erheblichem Maße auch die mineralischen 
Grundstoffbranchen. Dies gilt insbesondere für die Ziegel- und Kalkindustrie, 
die integrale Bestandteile der industriellen Wertschöpfung in 
Nordrhein-Westfalen sind. 
 
Die Ziegel- und Kalkindustrie sind in Nordrhein-Westfalen eng miteinander 
verflochtene Säulen der mineralischen Rohstoffwirtschaft und zugleich 
bedeutende Pfeiler regionaler Beschäftigung. Die Betriebe beider Branchen 
sind überwiegend mittelständisch geprägt, vielfach seit Jahrzehnten an ihren 
Standorten verwurzelt und häufig zentrale industrielle Arbeitgeber, 
insbesondere in ländlich-industriell geprägten Regionen des Landes. Sie 
sichern qualifizierte, in der Regel tarifgebundene Arbeitsplätze entlang der 
gesamten Wertschöpfungskette von der Rohstoffgewinnung über die 
industrielle Verarbeitung bis hin zu Logistik, Instandhaltung und Ausbildung.  
Sie leisten damit einen wesentlichen Beitrag zu Einkommen, Qualifizierung und 
sozialer Stabilität vor Ort. 
 
Kennzeichnend für beide Branchen sind energie- und rohstoffintensive 
Produktionsprozesse, lange Investitions- und Abschreibungszeiträume sowie 
eine ausgeprägte Standortgebundenheit.  
 
Ein erheblicher Teil der CO₂-Emissionen ist prozessbedingt und unter den 
derzeitigen technologischen und infrastrukturellen Voraussetzungen nicht 
oder nur langfristig vermeidbar. Steigende Energie- und CO₂-Kosten im 
Rahmen des EU-Emissionshandels wirken sich daher unmittelbar auf die 
wirtschaftliche Tragfähigkeit der Standorte in Nordrhein-Westfalen aus und 
haben direkte Folgen für Investitionsentscheidungen, 
Beschäftigungssicherung und Ausbildungsangebote. Gerade in Branchen mit 
hohen Kapitalbindungen und langen Planungshorizonten führen kurzfristige 
oder unsichere regulatorische Rahmenbedingungen dazu, dass notwendige 
Zukunftsinvestitionen zurückgestellt oder im Zweifel nicht mehr am Standort 
Nordrhein-Westfalen realisiert werden. 
 
Für den Arbeitsmarkt und die sozialen Strukturen des Landes ist dies mit 
erheblichen Risiken verbunden. Produktionsrückgänge oder 
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Standortschließungen in der Ziegel- und Kalkindustrie hätten nicht nur 
Auswirkungen auf die dort unmittelbar Beschäftigten, sondern auch auf 
vor- und nachgelagerte Bereiche der Bau-, Industrie- und 
Infrastrukturlandschaft. Insbesondere in Regionen mit begrenzten 
industriellen Alternativen würden sich die Herausforderungen für 
Beschäftigung, Qualifizierung und sozialen Zusammenhalt weiter verschärfen. 
Vor diesem Hintergrund ist der Emissionshandel nicht allein klimapolitisch, 
sondern auch arbeits- und sozialpolitisch zu bewerten. 
 
Solange klimafreundliche Alternativen, etwa in den Bereichen Elektrifizierung, 
Einsatz von Wasserstoff oder CO₂-Abscheidung und -Nutzung, nicht 
flächendeckend verfügbar, wirtschaftlich tragfähig und infrastrukturell 
abgesichert sind, entfaltet der EU-ETS I in seiner derzeitigen Ausgestaltung für 
die Ziegel- und Kalkindustrie keine wirksame klimapolitische Lenkungswirkung. 
Vielmehr besteht die Gefahr, dass Transformationsprozesse weder industrie- 
noch sozialpolitisch hinreichend abgesichert werden können und die 
Belastungen vornehmlich zulasten von Standorten, Beschäftigten und 
regionalen Wertschöpfungsketten gehen. 
 
Dies gilt insbesondere für die Kalkindustrie, die in weiten Teilen dem EU-ETS I 
unterliegt und einen hohen Anteil an prozessbedingt unvermeidbaren 
CO₂-Emissionen aufweist. Kalk ist zugleich ein unverzichtbarer Grundstoff für 
zahlreiche industrielle Anwendungen, unter anderem in der Bauwirtschaft, der 
Stahl- und chemischen Industrie sowie in der Umwelt- und Wasserwirtschaft. 
Belastungen in diesem Bereich wirken sich daher unmittelbar auf 
nachgelagerte und in Nordrhein-Westfalen vielfach noch vollständig erhaltene 
industrielle Wertschöpfungsketten aus.  
 
Soweit der Antrag ausdrücklich auch die Gießereiindustrie als schutzbedürftige 
Zulieferbranche benennt, ist darauf hinzuweisen, dass diese in besonderem 
Maße auf mineralische Rohstoffe wie Kalk, Dolomit und feuerfeste Materialien 
angewiesen ist. Belastungen der mineralischen Grundstoffindustrie schlagen 
somit unmittelbar auf die Wettbewerbsfähigkeit und Stabilität der Gießereien 
durch. 
 
Auch die Ziegelindustrie ist vom Emissionshandel erfasst und in besonderem 
Maße von Energie- und CO₂-Kosten betroffen. Steigende Belastungen führen 
zu erheblichen Kosteneffekten, die sich unmittelbar auf Investitionen und 
Beschäftigung auswirken. Als überwiegend mittelständisch geprägte und 
regional verankerte Branche leistet die Ziegelindustrie zudem einen 
wesentlichen Beitrag zur Versorgungssicherheit mit Baustoffen sowie zur 
Umsetzung wohnungs- und strukturpolitischer Zielsetzungen in 
Nordrhein-Westfalen. Dies gilt nicht zuletzt im Kontext aktueller politischer 
Vorhaben wie des Sondervermögens Infrastruktur und Klimaresilienz (SVIK), 
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des sog. „NRW-Plans für gute Infrastruktur“, der Zubauten im Rahmen des 
Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungsgesetzes (BwBBG) sowie der 
geplanten Vorgaben zur klimaresilienten Ausgestaltung der 
Landesinfrastruktur im neuen § 4a des Klimafolgenanpassungsgesetzes NRW. 
 
Vor diesem Hintergrund teilen wir die im Antrag vertretene Einschätzung, dass 
der EU-ETS I in seiner derzeitigen Ausgestaltung für energie- und 
prozessintensive Industrien im internationalen Wettbewerb vielfach keine 
wirksame klimapolitische Lenkungswirkung entfaltet. Dies gilt insbesondere in 
Phasen, in denen alternative, klimafreundliche Technologien noch nicht in 
industriellem Maßstab verfügbar oder wirtschaftlich darstellbar sind. 
 
Der im Antrag vorgesehene Ansatz, Entlastungen im Emissionshandel mit 
verbindlichen Investitionen in Klimaschutz, Standortsicherung und 
Beschäftigung zu verknüpfen, ist unter den gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen jedoch nicht praktisch umsetzbar.  
 
Insbesondere in lagerstättenabhängigen Industrien mit langen Planungs-, 
Genehmigungs- und Investitionszyklen würden pauschale oder kurzfristige 
Verpflichtungen die wirtschaftliche Basis der Standorte gefährden und 
Investitionen eher hemmen als fördern. Gerade vor dem Hintergrund 
prozessbedingt unvermeidbarer Kostenbelastungen sind langfristige 
Verpflichtungen derzeit nicht praxisgerecht. 
 
Aus Sicht der rohstoffgewinnenden und -verarbeitenden Industrie ist es 
daher erforderlich, Anpassungen des EU-ETS I ausdrücklich auch auf die 
mineralischen Grundstoffindustrien wie die Ziegel- und Kalkindustrie zu 
beziehen. Zentrale Bedeutung kommt hierbei der Verlängerung bzw. 
Stabilisierung der kostenfreien Zuteilung zu, um den betroffenen Branchen 
unter den derzeit anspruchsvollen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen den 
notwendigen zeitlichen Spielraum für eine schrittweise, sozial verträgliche 
Transformation zu eröffnen. Nur unter verlässlichen, planbaren und 
wettbewerbsfähigen Rahmenbedingungen können Investitionen in 
Energieeffizienz, CO₂-Minderung und neue Technologien getätigt, 
industrielle Arbeitsplätze gesichert und regionale Wertschöpfung in 
Nordrhein-Westfalen langfristig erhalten werden. Eine wirksame 
Industrie- und Klimapolitik muss diese Zusammenhänge berücksichtigen und 
alle betroffenen Grundstoffindustrien gleichermaßen einbeziehen. 
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Zusammengefasst sprechen wir uns daher für die folgenden 
Schwerpunktsetzungen aus: 
 

1. Berücksichtigung mineralischer Grundstoffindustrien im EU-ETS I 

 
Anpassungen des EU-ETS I dürfen sich nicht allein auf die chemische Industrie 
beschränken, sondern müssen ausdrücklich auch energie- und 
prozessintensive Grundstoffbranchen wie die Ziegel- und Kalkindustrie 
einbeziehen. 
 

2. Verlässlichen und industrieweiten Carbon-Leakage-Schutz 
sicherstellen 

 
Der EU-ETS I darf energie- und prozessintensive Grundstoffindustrien in NRW 
insgesamt nicht überproportional belasten; die kostenfreie Zuteilung muss für 
alle betroffenen Branchen verlängert bzw. stabilisiert werden. 

 
3. Unvermeidbare Prozessemissionen anerkennen 

 
Prozessbedingt unvermeidbare CO₂-Emissionen, insbesondere in der Kalk- und 
Ziegelproduktion, müssen regulatorisch berücksichtigt werden; nach 
aktuellem Stand von Wissenschaft und Technik ist eine kurzfristige 
Vermeidung nicht möglich. 
 

4. Keine verpflichtende Kopplung von ETS-Entlastungen an 
Investitionsauflagen 

 
Unter den aktuellen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sind verbindliche 
Investitions-, Standort- oder Beschäftigungszusagen nicht praktikabel und in 
ihren konkreten Auswirkungen voraussichtlich sogar investitionshemmend. 
 

5. Planbare Übergangsregelungen für die Transformation schaffen 
 
Die Transformation erfordert lange Zeiträume, stabile Rahmenbedingungen 
und investitionsfreundliche Planungssicherheit, insbesondere für 
standortgebundene Betriebe in NRW. Klimaneutrale Produktionsverfahren 
erfordern verfügbare, wirtschaftliche Technologien sowie leistungsfähige 
Energie-, Wasserstoff- und CO₂-Infrastrukturen; solange diese fehlen, entfaltet 
der ETS keine wirksame Lenkungswirkung. 
 

6. Arbeits- und sozialpolitische Folgen stärker berücksichtigen 
 

Als zentrale Zulieferer für Bau-, Industrie-, Infrastruktur- und 
Gießereiwirtschaft müssen Ziegel- und Kalkindustrie in NRW besonders 
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berücksichtigt werden, um Dominoeffekte entlang der Wertschöpfung zu 
vermeiden. Daher müssen etwaige ETS-Anpassungen 
Beschäftigungssicherung, regionale Arbeitsmärkte und Wertschöpfungsketten 
in Nordrhein-Westfalen ausdrücklich einbeziehen. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Verband der Bau- und Rohstoffindustrie e. V. 
 
Fachverband Ziegelindustrie e. V. 
 
 
 
    
gez. Dr. Hendrik Schulte-Wrede  gez. Jan-Christoph Horstkotte  
Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt)   Ass. jur. 
Geschäftsführer Rohstoffe und Umwelt NRW            


